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Olaf Muthorst – Rechtsprechung Zivilrecht

Wer ein fremdes eBay-Konto nutzt, handelt unter 
fremdem Namen. Der/die Namensträger/in wird da-
raus nur dann berechtigt und verp!ichtet, wenn der/
die Handelnde Vertretungsmacht hatte, wenn der/die 
Namensträger/in den Vertrag genehmigt oder wenn 
die Grundsätze über die Anscheins- oder Duldungs-
vollmacht eingreifen. Das bloße Handeln unter frem-
dem Namen begründet aber keinen Rechtsscheinstat-
bestand.

BGH, Urteil vom 11.05.2011 – VIII ZR 289/09, NJW 2011, 
2421–2423

Sachverhalt

Der P stellte bei eBay eine komplette „VIP-Lounge/Bar/
Bistro/Gastronomieeinrichtung“ aus zahlreichen ge-
brauchten Einzelgegenständen (Wert: 33.000 €) zum Ein-
gangsgebot von 1 € ein. Dafür nutzte P das eBay-Konto 
seiner Verlobten R, gab im Angebotstext aber seine eige-
nen Kontaktdaten an. Bevor die Auktion vorzeitig durch 
die Rücknahme des Angebots beendet wurde, hatte der 
K das Maximalgebot von 1.000 € abgegeben. K verlangt 
von R Schadensersatz in Höhe von 32.000 €.1

Problemaufriss

K macht die Di"erenz zwischen Wert der Kaufsache und 
Kaufpreis geltend (§§ 280 I, III, 281 I BGB). Ein solcher 
Schadensersatzanspruch setzt einen Kaufvertrag voraus. 
Eine entsprechende Willenserklärung des K liegt vor; 
zweifelha# ist, ob das auch auf Seiten der R der Fall ist, 
denn R ist selbst gar nicht tätig geworden. R kann aber 
eine Willenserklärung des P – d. h. eine aus seiner Sicht 

„eigene Willenserklärung“ – nach § 164 I 1 BGB zuzu-
rechnen sein. Dazu müsste P sie allerdings zunächst im 
Namen der R abgegeben haben. Das ist jedoch nicht der 
Fall. Zwar hat P die Willenserklärung nicht im eigenen 
Namen abgegeben, denn er hat nicht erklärt, er selbst 
wolle der Verkäufer sein. Daran ändert sich nichts durch 
die Angabe seiner eigenen Kontaktdaten, denn diese 
Daten haben nur für die Abwicklung Bedeutung. Dass 
der Vertrag mit P zustande kommen soll, kann man aus 

 * Juniorprofessor für Bürgerliches Recht mit Zivilprozessrecht an der 
Universität Hamburg.
1 Auf § 2 Zi". 9 der AGB von eBay wird im Folgenden nicht eingegan-
gen. Vgl. dazu Carsten Herresthal, Ha#ung bei Account-Überlassung 
und Account-Missbrauch im Bürgerlichen Recht, K&R 2008, S. 705 
(709).
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Handeln unter fremdem eBay-Konto

BGB § 164 Bei Handeln unter fremdem eBay-Konto greift keine Anscheinsvollmacht.

ihnen nicht schließen. Aber P hat auch nicht erklärt, er 
handele für die R. Vielmehr hat P sich durch die Nutzung 
des eBay-Zugangs der R so verhalten, als sei er selbst die 
R. P hat also unter dem Namen der R gehandelt.

Die Rechtsfolgen des Handelns unter fremdem Na-
men richten sich nach dem Empfängerhorizont und der 
Schutzbedür#igkeit des Gegenübers2: Soll aus Sicht der/
des Dritten die handelnde Person berechtigt und ver-
p$ichtet werden, so kommt das Geschä# mit der han-
delnden Person zustande (egal, wie sie heißt). Wenn die 
handelnde Person sich nicht selbst binden wollte, spielt 
das nach § 164 II BGB keine Rolle. Kommt es hingegen 
aus Sicht der/des Dritten darauf an, dass das Geschä# 
mit dem wahren Namensträger zustande kommt (egal, 
wer handelt), werden die §§ 164 ". BGB auf die Willens-
erklärung der handelnden Person analog angewendet – 
d. h. obwohl die Erklärung nicht im fremden Namen 
abgegeben worden ist, wird sie dem wahren Namens-
träger zugerechnet, wenn die handelnde Person Vertre-
tungsmacht hatte (§ 164 I 1 BGB), der/die Namensträger/
in den Vertrag genehmigt (§ 177 I BGB) oder wenn die 
Grundsätze über die Anscheins- oder Duldungsvoll-
macht eingreifen.3

Zur Entscheidung

Der BGH lehnt ein Eigengeschä# des P ab, da aus Sicht 
potentieller Käufer/innen R die Urheberin des Verkaufs-
angebotes war.4 Damit ist für sich genommen zwar nur 
darauf verwiesen, dass P unter fremdem Namen – dem 
der R – gehandelt hat. Daraus folgt aber zugleich, dass 
aus Sicht des K gar keine andere Person außer der R als 
handelnd in Erscheinung getreten ist.5 Deshalb kommt 
es K sehr wohl darauf an, gerade die R aus dem vermeint-
lichen Vertrag in Anspruch nehmen zu können.

P hat jedoch weder Vertretungsmacht, noch hat R den 
Vertragsschluss genehmigt. Der BGH prü# daher, ob 
R nach den Grundsätzen der Duldungs- oder der An-
scheinsvollmacht für die Erklärung des P einzustehen 
hat. Eine Duldungsvollmacht verneint der BGH, denn 
sie setze voraus, dass die vertretene Person es willentlich 

2 BGH vom 08.12.2005, NJW-RR 2006, 701 (702, Tz. 11 f.); Reinhard 
Bork, Allgemeiner Teil des Bürgerlichen Gesetzbuchs, 3. Au$. 2011, 
Rn. 1406 ".
3 BGH vom 03.03.1966, BGHZ 45, 193 (195 f.), und vom 11.05.2011, 
NJW 2011, 2421 (2422, Tz. 12).
4 BGH vom 11.05.2011, NJW 2011, 2421 (2421, Tz. 10).
5 Vgl. LG Aachen vom 15.12.2006, CR 2007, 605 (605).
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geschehen lässt, dass ein anderer für sie wie ein Vertreter 
au#ritt, und dass Geschä#spartner/innen dieses Dulden 
nach Treu und Glauben dahin verstehen und auch ver-
stehen dürfen, dass der als Vertreter Handelnde zu den 
vorgenommenen Erklärungen bevollmächtigt ist.6 R ließ 
es aber nicht willentlich geschehen, dass P unter ihrem 
Namen au#rat. Auch eine Anscheinsvollmacht lehnt 
der BGH ab. Sie sei gegeben, wenn die vertretene Per-
son das Handeln des Scheinvertreters nicht kennt, sie es 
aber bei p$ichtgemäßer Sorgfalt hätte erkennen und ver-
hindern können, und wenn der Geschä#spartner anneh-
men dur#e, die vertretene Person kenne und billige das 
Handeln des Vertreters; das setzt grundsätzlich ein Ver-
treterhandeln von einer gewissen Häu%gkeit und Dauer 
voraus.7 Der BGH verneint zunächst die fahrlässige Un-
kenntnis der R. Sie habe ihre Zugangsdaten zwar nicht 
hinreichend vor P gesichert, habe aber auch nicht damit 
rechnen müssen, dass dieser ihre Zugangsdaten verwen-
den werde. Dann lehnt der BGH die hinreichende Häu-
%gkeit und Dauer ab, da P erstmals unter dem Namen 
der R gehandelt habe. Schließlich spricht der BGH aus, 
der Vertragspartner dürfe angesichts des zu niedrigen 
Sicherheitsstandards im Internet nicht davon ausgehen, 
unter dem Benutzernamen handele der Berechtigte.8 

Letztlich kann nur dieser Aspekt den Ausschlag geben: 
Begründet ein eBay-Eintrag die Vermutung, der wahre 

6 BGH vom 11.05.2011, NJW 2011, 2421 (2422, Tz. 15, m. w. N.); zu 
den Voraussetzungen allgemein Reinhard Bork, AT, 3. Au$. 2011, 
Rn. 1550 ".
7 BGH vom 11.05.2011, NJW 2011, 2421 (2422, Tz. 16, m. w. N.); vgl. 
Reinhard Bork, AT, 3. Au$. 2011, Rn. 1560 ". 
8 BGH vom 11.05.2011, NJW 2011, 2421 (2422 f., Tz. 17 ".).

Kontoinhaber kenne und billige diesen Eintrag? Wenn 
man das mit der h. M. verneint,9 kann es auf die Geheim-
haltung der Zugangsdaten ebenso wenig ankommen wie 
auf die Häu%gkeit und Dauer des Handelns,10 weil es 
dann an einer Grundlage für schutzwürdiges Vertrau-
en des Vertragspartners fehlt.11 Er muss sich vielmehr an 
denjenigen halten, der ihn über seine Identität getäuscht 
hat: an den P. In diesem Zusammenhang ist es bemer-
kenswert, dass der BGH die deliktische Ha#ung für Ur-
heber-/Markenrechtsverletzungen schon bei unsorgfäl-
tiger Au&ewahrung der Zugangsdaten eingreifen lässt,12 
sie also deutlich weiter fasst. Dass ein Rechtsscheinstat-
bestand mehr verlangt, ist einleuchtend. Möglicherweise 
muss man dabei aber statt auf allgemeine Missbrauchs-
gefahren auf die konkreten informationstechnischen 
Vorkehrungen sehen, die Plattformbetreiber/innen zum 
Integritätsschutz der Benutzerkonten getro"en haben.

9 OLG Köln vom 13.01.2006, NJW 2006, 1676 (1677); OLG Hamm 
vom 16.11.2006, NJW 2007, 611 (612); LG Bonn vom 19.12.2003, 
MMR 2004, 179 (180 f.; mit abl. Anm. Peter Mankowski); AG Wies-
loch vom 20.06.2008, K&R 2008, 550 (551 f.), mit insoweit zust. Anm. 
Dennis Werner (554); Georg Borges, Rechtsscheinha#ung im Inter-
net, NJW 2011, S. 2400 (2402 f.); Jürgen Ellenberger, in: Palandt, BGB, 
70. Au$. 2011, § 172 Rn. 18; ebenso die Anm. zu BGH vom 11.05.2011 
von Winfried Klein, MMR 2011, S. 450 (450 f.), und Dennis Werner, 
K&R 2011, S. 499 (500). Kritisch Carsten Herresthal, K&R 2008, S. 705 
(708). O"engelassen von BGH vom 11.03.2009, BGHZ 180, 134 (140 f.) – 
Halzband. LG Aachen vom 15.12.2006, CR 2007, 605 (605: „Rechts-
scheinha#ung“) mit zust. Anm. Peter Mankowski.
10 Kritisch auch Boris Schinkels, Anm. zu BGH vom 11.05.2011, 
LMK 2011, 320461. Allgemein kritisch zu diesem Kriterium Reinhard 
Bork, AT, 3. Au$. 2011, Rn. 1550 und Fn. 210.
11 Umgekehrt bejaht Georg Borges, NJW 2011, S. 2400 (2402 f.) einen 
Rechtsschein, verneint aber dessen Zurechnung wegen fehlender be-
wusster Risikoerhöhung. Gleicher Ansatz Boris Schinkels, LMK 2011, 
320461.
12 BGH vom 11.03.2009, BGHZ 180, 134–144 – Halzband.
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Erfüllungsort der Nacherfüllung

BGB §§ 269, 439 Der Erfüllungsort der Nacherfüllung ist nach § 269 BGB zu bestimmen.

Der Erfüllungsort der Nacherfüllung richtet sich ge-
mäß § 269 BGB in erster Linie nach der Parteiverein-
barung, dann nach den Umständen des Einzelfalls, 
schließlich nach dem Wohnsitz bzw. der Niederlas-
sung des Schuldners bei Vertragsschluss.

BGH, Urteil vom 13.04.2011 – VIII ZR 220/10, NJW 2011, 
2278–2284

Sachverhalt

Der K erwarb von dem V einen Camping-Faltanhänger. 
In der Au#ragsbestätigung war unter „Lieferung“ auf-
geführt: „ab P., Selbstabholer“. Trotzdem lieferte V den 
Faltanhänger an den Wohnort des K nach Q. In der Fol-
gezeit zeigten sich verschiedene Mängel des Anhängers, 
so dass K den V unter Fristsetzung au"orderte, den An-
hänger abzuholen und die Mängel zu beseitigen. Ein dar-
auf hin vereinbarter Abholtermin bei K scheiterte, weil K 
den Anhänger inzwischen abgemeldet und V kein rotes 

 * Juniorprofessor für Bürgerliches Recht mit Zivilprozessrecht an der 
Universität Hamburg.


